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Änderungsantrag zur Wahlordnung der Studierendenschaft
(Allgemeine Überarbeitungen)

Liebes Präsidium des Studierendenparlamentes,
liebe Mitglieder des Studierendenparlamentes,

Das Studierendenparlament möge folgende Änderungen der Wahlordnung
beschließen:

1. Füge als §21, elektronische Wahl, ein:

(1) Das Studierendenparlament kann in einfacher Mehrheit beschließen,
ob die Stimmabgabe nach §20 Absatz 2 in einer elektronische
Wahl durchgeführt wird. Hat das Studierendenparlament 5 Mona-
te nach dessen Wahl die im ersten Satz genannte Entscheidung
nicht getroffen, so trifft der Wahlausschuss diese.

(2) Die Wahlberechtigten erhalten in entsprechender Anwendung von
§18 durch den Wahlausschuss ihre Wahlunterlagen. Diese be-
stehen aus der Wahlbenachrichtung mit den Zugangsdaten sowie
Informationen zur Durchführung der Wahl und der Nutzung des
Wahlportals. Das Wahlportal ermöglicht die Stimmabgabe mittels
Aufruf eines elektronischen Stimmzettels.

(3) Die Stimmabgabe erfolgt persönlich und unbeobachtet in elektro-
nischer Form. Die Authentifizierung der bzw. des Wahlberechtig-
ten erfolgt über das in der Wahlbenachrichtigung angegebene Zu-
gangssystem zum Wahlportal. Der elektronische Stimmzettel ist
entsprechend den in der Wahlbenachrichtigung und im Wahlportal
enthaltenen Anleitungen elektronisch auszufüllen und abzusen-
den. Dabei ist durch das verwendete elektronische Wahlsystem
sicherzustellen, dass das Stimmrecht nicht mehrfach ausgeübt
werden kann. Die Speicherung der abgesandten Stimmen muss
anonymisiert und so erfolgen, dass die Reihenfolge des Stimm-
eingangs nicht nachvollzogen werden kann. Die Wahlberechtigten
müssen bis zur endgültigen Stimmabgabe die Möglichkeit haben,
ihre Eingabe zu korrigieren oder die Wahl abzubrechen. Ein Ab-
senden der Stimme ist erst auf der Grundlage einer elektronischen
Bestätigung durch den Wähler zu ermöglichen. Die Übermittlung
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muss für den Wähler am Bildschirm erkennbar sein. Mit dem Hin-
weis über die erfolgreiche Stimmabgabe gilt diese als vollzogen.

(4) Bei der Stimmeingabe darf es durch das verwendete elektroni-
sche Wahlsystem zu keiner Speicherung der Stimme des Wäh-
lers in dem von ihm hierzu verwendeten Computer kommen. Es
muss gewährleistet sein, dass unbemerkte Veränderungen der
Stimmeingabe durch Dritte ausgeschlossen sind. Auf dem Bild-
schirm muss der Stimmzettel nach Absenden der Stimmeinga-
be unverzüglich ausgeblendet werden. Das verwendete elektro-
nische Wahlsystem darf die Möglichkeit für einen Papierausdruck
der abgegebenen Stimme nach der endgültigen Stimmabgabe nicht
zulassen. Die Anmeldung am Wahlsystem, die Auswahl und Abga-
be der Stimme sowie persönliche Informationen und IP-Adressen
der Wahlberechtigten dürfen nicht protokolliert werden.

(5) Die Stimmabgabe in elektronischer Form ist während der regulä-
ren Öffnungszeiten auch in den Räumlichkeiten des Allgemeinen
Studierendenausschusses möglich.

(6) Bei der Stimmabgabe hat die wählende Person oder deren Hilfs-
person gegenüber der Wahlleitung zu versichern, dass sie die
Stimme persönlich oder als Hilfsperson gemäß dem erklärten Wil-
len der wählenden Person gekennzeichnet hat. Die Versicherung
wird in elektronischer Form abgegeben. Die Versicherung ist in
elektronischer Form abgegeben, wenn die wählende Person oder
deren Hilfsperson ein auf die Versicherung bezogenes Auswahl-
feld im elektronischem Wahlsystem anklickt oder durch eine ande-
re im elektronischen Wahlsystem vorgesehene Verhaltensweise
elektronisch kommuniziert, dass sie die Stimme persönlich oder
als Hilfsperson gemäß dem erklärten Willen der wählenden Per-
son gekennzeichnet hat.

2. Füge als §21b, Beginn und Ende der elektronischen Wahl hinzu:
Beginn und Beendigung der elektronischen Wahl ist nur bei gleichzei-
tiger Autorisierung durch mindestens zwei berechtigte Personen nach
§9 zulässig.

3. Füge als §21c, Störungen der elektronischen Wahl, hinzu:

(1) Ist die elektronische Stimmabgabe während der Wahlfrist aus von
der RWTH und oder dem Wahlausschuss zu vertretenen tech-
nischen Gründen den Wahlberechtigten nicht möglich, kann der
Wahlausschuss die Wahlfrist verlängern. Die Verlängerung muss
geeignet bekanntgegeben werden.

(2) Werden während der elektronischen Wahl Störungen bekannt, die
ohne Gefahr eines vorzeitigen Bekanntwerdens oder Löschens
der bereits abgegebenen Stimmen behoben werden können und
eine mögliche Stimmenmanipulation ausgeschlossen ist, kann der
Wahlausschuss solche Störungen beheben oder beheben lassen
und die Wahl fortsetzen; andernfalls ist die Wahl ohne Auszäh-
lung der Stimmen zu stoppen. Wird die Wahl fortgesetzt, ist die
Störung und deren Dauer im Protokoll zur Wahl zu vermerken. Im
Falle des Abbruchs der Wahl entscheidet der Wahlausschuss über
das weitere Verfahren.

4. Füge §21d, Briefwahl bei elektronischer Wahl, hinzu:
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(1) Wird die Wahl als elektronische Wahl durchgeführt, ist die Stimm-
abgabe auch in der Form der Briefwahl zulässig. Die Regelungen
des §21 gelten entsprechend.

(2) Mit dem Versand oder der Aushändigung der Briefwahlunterlagen
sind die Wahlberechtigten von der elektronischen Stimmabgabe
ausgeschlossen.

5. Füge §21e, Technische Anforderungen, hinzu:

(1) Elektronische Wahlen dürfen nur dann durchgeführt werden, wenn
das verwendete elektronische Wahlsystem aktuellen technischen
Standards, insbesondere den Sicherheitsanforderungen für Online-
Wahlprodukte des Bundesamtes für Sicherheit in der Informati-
onstechnik entspricht. Das System muss die in den nachfolgen-
den Absätzen aufgeführten technischen Spezifikationen besitzen.
Die Erfüllung der technischen Anforderungen ist durch geeignete
Unterlagen nachzuweisen.

(2) Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses müssen elektronische Wahl-
urne und elektronisches Wählerinnen- und Wählerverzeichnis auf
verschiedener Serverhardware geführt werden. Das Wählerinnen-
und Wählerverzeichnis wird auf einem universitätseigenen Server
gespeichert.

(3) Die Wahlserver müssen vor Angriffen aus dem Netz geschützt
sein, insbesondere dürfen nur autorisierte Zugriffe zugelassen wer-
den. Autorisierte Zugriffe sind insbesondere die Überprüfung der
Stimmberechtigung, die Speicherung der Stimmabgabe zugelas-
sener Wähler, die Registrierung der Stimmabgabe und die Über-
prüfung auf mehrfacher Ausübung des Stimmrechtes (Wahlda-
ten). Es ist durch geeignete technische Maßnahmen zu gewähr-
leisten, dass im Falle des Ausfalles oder der Störung eines Ser-
vers oder eines Serverbereiches keine Stimmen unwiederbring-
lich verlorengehen können.

(4) Das Übertragungsverfahren der Wahldaten ist so zu gestalten,
dass sie vor Ausspäh- oder Entschlüsselungsversuchen geschützt
sind. Die Übertragungswege zur Überprüfung der Stimmberech-
tigung des Wählers sowie zur Registrierung der Stimmabgabe
im Wählerverzeichnis und die Stimmabgabe in die elektronische
Wahlurne müssen so getrennt sein, dass zu keiner Zeit eine Zu-
ordnung des Inhalts der Wahlentscheidung zum Wähler möglich
ist.

(5) Die Datenübermittlung muss verschlüsselt erfolgen. Bei der Über-
tragung und Verarbeitung der Wahldaten ist zu gewährleisten, dass
bei der Registrierung der Stimmabgabe im Wählerinnen- und Wäh-
lerverzeichnis kein Zugriff auf den Inhalt der Stimmabgabe mög-
lich ist.

(6) Die Wählerinnen und Wähler sind über geeignete Sicherungs-
maßnahmen zu informieren, mit denen der für die Wahlhandlung
genutzte Computer gegen Eingriffe Dritter nach dem aktuellen Stand
der Technik geschützt wird; auf kostenfreie Bezugsquellen geeig-
neter Software ist zu hinzuweisen. Die Kenntnisnahme der Sicher-
heitshinweise ist vor der Stimmabgabe durch den Wähler verbind-
lich in elektronischer Form zu bestätigen.

3/4



(7) Die Studierendenschaft ist berechtigt, zur Durchführung der elek-
tronischen Wahl und zur Feststellung des ausreichenden techni-
schen Sicherheitsstandards externe Dienstleistung in Anspruch
zu nehmen. Der Wahlausschuss bestimmt welche Dienstleistun-
gen in Anspruch genommen werden. Bedient sich die Studieren-
denschaft bei der Durchführung der Wahl einer externen Dienst-
leistung, ist diese auf die Einhaltung der rechtlichen Vorgaben
der Verordnung zur Durchführung online gestützter Wahlen der
Hochschulen und der Studierendenschaften in Nordrhein- West-
falen (Onlinewahlverordnung) vom 30. Oktober 2020 in der jeweils
gültigen Fassung und dieser Wahlordnung in der jeweils gültigen
Fassung vertraglich zu verpflichten, es sei denn, nach den Ge-
schäftsbedingungen der externen Dienstleistung, die Bestandteil
des Vertrages zwischen dieser Dienstleistung und der Studieren-
denschaft werden, ist gesichert, dass die Dienstleistung die recht-
lichen Vorgaben der Onlinewahlverordnung und der Wahlordnung
einhält.

6. Füge in §13 Absatz 3 zur Aufzählung hinzu:
„Im Falle der elektronischen Wahl: Hinweise zur Anmeldung am Anmel-
deportal der elektronischen Wahl“.

7. Füge in §23 als Absatz 4 hinzu:
„Wird die Wahl als elektronische Wahl durchgeführt, ist für die Adminis-
tration der Wahlserver und insbesondere für die Auszählung und Archi-
vierung der Wahl die Autorisierung durch mindestens zwei Berechtigte
nach § 9 notwendig. Die Wahlleitung veranlasst unverzüglich nach Be-
endigung der elektronischen Wahl die computerbasierte universitätsöf-
fentliche Auszählung der abgegebenen Stimmen und stellt das Ergeb-
nis durch einen Ausdruck der Auszählungsergebnisse fest, der von der
Wahlleitung und stellvertretenden Wahlleitung abgezeichnet wird. Alle
Datensätze der elektronischen Wahl sind in geeigneter Weise zu spei-
chern. Bei elektronischen Wahlen sind technische Möglichkeiten zur
Verfügung zu stellen, die den Auszählungsprozess für jede Wählerin
und jeden Wähler jederzeit reproduzierbar machen. Die Wahlergebnis-
se sind öffentlich bekannt zu geben. § 26 gilt entsprechend.“

8. Füge in §23a in Absatz 1 die Nummer 4 mit
„bei der elektronischen Stimmabgabe als ungültig markiert wurden.“
ein.

Begründung:
Der Antrag wurde auf Grundlage vom Beschluss SP71-E018 angefertigt.

Mit freundlichen Grüßen

Marten Schulz

Anlagen 0
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